
Bundessozialgericht

8 RK25/85 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

coul-....|..........0un...-cooooooooooool'oo‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ....................,

g e g e n

Beklagter und Revisonsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
................... .

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Dezember

1986 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. November 198“ auf-

gehoben, soweit es die Leistungsklage betrifft.

Insoweit wird die Sache zu erneuter Verhandlung und Ent—

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.

Im übrigen wird die Revision der Klägerin zurückgewiesen.
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Die Beteiligten streiten
darüber,

ob die
Klägerin

den
Anteil

an

der Verbandsumlage, die der Beklagte für die von ihm betriebene,

von der Klägerin nur in geringem Umfang genutzten Anlage zur

elektronischen Datenverarbeitung (EDV—Anlage) in der von der Be—

klagten nach der Mitgliederzahl der Verbandskassen errechneten

Höhe zu entrichten hat.

Seit Mitte der Siebziger Jahre haben sowohl die Klägerin als auch

der Beklagte EDV-Anlagen aufgebaut. Wie auch andere Mitglieds-

kassen beteiligt sich die Klägerin daher an der vom Beklagten

betriebenen EDV-Anlage nur mit einem Teilbereich ihrer Daten.

Zunächst hatten nur die teilnehmenden Kassen die laufenden Kosten

der EDV—Anlage des Beklagten getragen. Nach 5 30 Abs 1 der ab

1. Januar 1981 geltenden Satzung sind die Mittel für den Lan—

desverband von den Mitgliedskassen durch jährliche Beiträge auf—

zubringen, deren Höhe zur Deckung der Kosten für die Durchführung

der Aufgaben ausreichen muß. Eine Beschränkung der Pflicht zur

Aufbringung der Mittel allein durch die Benutzerkassen ist in % “

Abs 2 Nr 2 der Satzung nur für die Teilnehmer an der Prüfung und

Überwachung der kassenärztlichen und kassenzahnärztlichen Tätig-

keit sowie der Leistungen der Heilberufe erfolgt.

Der Beklagte verlangte für das Jahr 1981 von der Klägerin Bei-
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träge in Höhe von 15,15 DM pro Mitglied; davon entfiel ein Teil-

betrag von ü‚78 DM auf die Kosten der EDV—Anlage des Beklagten.

Die Klägerin hat diesen Kostenanteil unter Vorbehalt gezahlt und

verlangt ihn zurück. Dies hat der Beklagte jedoch abgelehnt.

Mit der daraufhin vor dem Sozialgericht (SG) Ulm erhobenen Klage

begehrt die Klägerin die Feststellung, daß der Beklagte nicht

berechtigt sei, die durch den Betrieb seiner EDV-Anlage entste-

henden Kosten auf alle Mitgliedskassen nach der Mitgliederzahl

umzulegen; ferner beansprucht sie die Rückzahlung des für das

Jahr 1981 gezahlten Kostenanteils für die EDV-Anlage in Höhe von

65.687,89 DM.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 17. Dezember 1982 abgewie-

sen. Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückgewie—

sen: Der Beklagte habe die Grenzen seines Ermessens, wie seine

Mitgliedskassen zur Aufbringung der Mittel heranzuziehen seien,

nicht überschritten. Nach der am 1. Januar 1981 in Kraft getre-

tenen Vorschrift des % 414e Satz 2 Buchst a der Reichsversiche-

rungsordnung (RVG) idF durch Art II 5 4 Nr 8 des Sozialgesetz-

buches - Verwaltungsverfahren - (SGB X) gehöre das Betreiben

einer Rechenzentrale zu den Aufgaben der Landesverbände. Der Be-

klagte müsse hinsichtlich der Mittelaufbringung auch nicht zwi—

schen der Erfüllung sogenannter Pflichtaufgaben (% ü1üe Satz 1

RVG) und sogenannter Unterstützungsaufgaben ($ 414e Satz 2 RVG)

unterscheiden. Die Vertreterversammlung habe die Kostenverteilung

auch in dem von der Klägerin für rechtswidrig gehaltenen Sinne

vornehmen können; für die beschlossene Regelung sprächen sachge—
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rechte und nicht als willkürlich einzustufende Gründe. Die Klä-

gerin sei zwar zur Annahme der Unterstützung des Beklagten - hier

zum Anschluß an das Verbandsrechenzentrum - nicht verpflichtet.

Der Beklagte dürfe sie aber in jedem Falle mit demselben Mit—

gliedsbeitrag belasten wie die teilnehmenden Mitgliedskassen.

Auch der Umstand, daß wegen des Gebotes wirtschaftlicher Mittel-

verwendung durch die Pflicht zur Mitfinanzierung der Rechenzen—

trale des Beklagten auf die Klägerin ein gewisser wirtschaftli-

cher Zwang zur Inanspruchnahme der EDV—Anlage des Beklagten aus-

geübt werde, sei nicht erheblich; dies sei auch bei jeder anderen

Unterstützungsleistung des Verbandes, die durch eine allgemeine

Beitragsumlage finanziert werde, der Fall.

Die Klägerin rügt mit der Revision eine Verletzung des % 414e

Satz 2 Buchst h EVO. Diese Vorschrift regele - im Gegensatz zu

% 414e Satz 2 Buchstaben a bis g — keine bestimmte kassentypische

Aufgabe, sondern ein Arbeitsmittel. Je weiter dieses Arbeitsmit-

tel "Rechenzentrum" beim Beklagten aufgebaut werde, um so mehr

werde die Selbstverwaltung der Klägerin zurückgedrängt und im

Ergebnis die Erledigung von Aufgaben der Mitgliedskassen beim

Verband konzentriert. 5 ü14e Satz 2 Buchst h RVG sei daher so

auszulegen, daß die Formulierung "in Abstimmung mit den Mit-

gliedskassen" das Verbot eines auch nur praktisch durch wirt-

schaftlichen Druck entstehenden Benutzungszwanges umfasse. Ferner

habe das LSG gegen die Vorschriften des S 29 Abs 2 und 3 des So-

zialgesetzbuches — Viertes Buch — (SGB IV) verstoßen; das in $ 29

Abs 2 und 3 SGB 4 normierte Selbstverwaltungsrecht sei beein-

trächtigt, wenn die Klägerin gezwungen sei, sich an der Finan—
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zierung des Rechenzentrums des Beklagten zu beteiligen, obwohl

sie dessen Leistungen nicht in Anspruch nehmen wolle. Schließlich

habe das LSG die Vorschriften der 2. Datenerfassungsverordnung

(2. DEVO), der 2. Datenübermittlungsverordnung (2. DÜVO) und

des 5 9 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) iVm 5 79 Abs 1 SGB X

nicht beachtet. In dem vom Beklagten verwendeten System entspre-

che der Satzaufbau des EDV—In nicht der in der 2. DUVO getrof-

fenen Regelung. Dies habe zur Folge, daß die von der Klägerin

entsprechend den Vorschriften der DEVO und der DUVO aufbereiteten

Daten vom Beklagten als Weiterleitungsstelle nach S 12 Abs 3 der

2. DEVO nicht entgegengenommen werden könnten. Der Beklagte

müsse deshalb den Mitgliederbestand der Klägerin nochmals führen.

Dies verstoße gegen 5 9 Abs 1 BDSG iVm 5 79 Abs 1 SGB X.

Die Klägerin beantragt

1. das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom 23. No-

vember 1984 und das Urteil des SG Ulm vom 17. De—

zember 1982 aufzuheben‚

2. festzustellen, daß der Beklagte nicht berechtigt

ist, die durch den Betrieb seiner EDV—Anlage

entstehenden Kosten auf alle Mitgliedskassen

nach der Mitgliederzahl umzulegen,

3. den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin

65.687,89 DM zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Der Senat konnte gemäß 3 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes

(SSG) ohne mündliche Verhandlung entscheiden, nachdem die Betei—

ligten sich übereinstimmend damit einverstanden erklärt haben.

Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung des angefochtenen

Urteils des LSG und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an

dieses Gericht.

Die Beteiligten sind, wie das LSG im Ergebnis zu Recht angenommen

hat, im Verfahren ordnungsgemäß vertreten. Für die Wirksamkeit

der von ihnen vorgenommenen Prozeßhandlungen kommt es entgegen

der vom LSG vertretenen Ansicht zwar nicht auf die Vertretungs—

befugnis im Sinne der 55 36 ff SGB IV an. Sie richtet sich viel—

mehr alléin nach % 71 Abs 3 SGG. Hiernach handeln die beteiligten

Versicherungsträger prozessual durch ihre gesetzlichen Vertreter,

Vorstände oder besonders Beauftragte. In der Regel ist der je-

weiligen Geschäftsführer der Beteiligten als besonders Beauf-

tragter auch dann handlungsberechtigt im Sinne des 5 71 Abs 3

SGG, wenn wegen der Art des Streitgegenstandes nicht er, sondern

der Vorstand gesetzlicher Vertreter ist. Dies gilt auch für die

Erteilung einer Prozeßvollmacht, die eine Prozeßhandlung ist.

Die von der Klägerin erhobene Leistungsklage ist gemäß 5 54 Abs 5
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SGG statthaft. Denn die Klägerin hat einen Rechtsanspruch auf

Rückgewähr der von ihr unter Vorbehalt erbrachten Leistung, wenn

sie nicht verpflichtet war, diese zu erbringen.

Dagegen ist die Feststellungsklage mangels des erforderlichen

Feststellungsinteresses unzulässig. Bei ihr handelt es sich zwar

um eine an sich nach 5 55 Abs 1 Nr 1 SGG statthafte Klage auf

Feststellung des Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses. Dieses

ist aber bereits Anspruchselement der Leistungsklage. Die im

Rahmen der Leistungsklage getroffene Entscheidung wirkt nicht nur

für den auf das Jahr 1981 bezogenen Rückzahlungsanspruch, sondern

sie hat Rechtswirkungen auch für die auf der gleichen Sachlage

beruhenden zukünftigen Leistungsverlangen der Beklagten (BSG SozR

1500 5 55 Nr 23).

Ob und in welchem Umfang das Leistungsbegehren begründet ist,

hängt von den noch zu treffenden Tatsachenfeststellungen ab.

Die in S 30 Abs 1 der Satzung der Beklagten geschaffene Regelung,

daß ua die Mittel für die vom Beklagten betriebene EDV-Anlage von

allen Mitgliedskassen entsprechend der Mitgliederzahl aufzubrin—

gen sind, ist unwirksam. Die Satzung ist insoweit nicht mit dem

Gesetz, auf dem sie beruht, vereinbar, weil der Beklagte sich

nicht im Rahmen der ihm kraft Gesetzes obliegenden und durch

Mitgliederbeiträge zu finanzierenden Aufgaben gehalten hat. Zwar

sind der Satzung durch % M1Ub Abs 1 Satz 2 BVG bei der Aufbrin-

gung der Mittel keine ausdrücklichen Schranken auferlegt. Die

Ermächtigung ist aber überschritten, wenn und soweit die Heran-

-8-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ziehung zu den Kosten des Verbandes willkürlich oder sachwidrig

ist.

Der Betrieb eines Rechenzentrums gehört zwar zu den legitimen

Aufgaben eines Landesverbandes. Das ergibt sich jedenfalls für

die hier streitige Zeit aus der seit dem 1. Januar 1981 gelten—

den Vorschrift des S 41üe Satz 2 Buchst h RVG. Hiernach haben die

Landesverbände ihre Mitgliedskassen ua durch den "Betrieb von

Rechenzentren zu unterstützen".

Der Senat läßt offen, ob die "Unterstützungsaufgaben" iS des

% 414e Satz 2 BVD nicht generell nur mit der Zustimmung der ein-

zelnen Mitgliedskassen wahrgenommen und auch nur entsprechend

finanziert werden dürfen. Der Wortsinn des Begriffes "unterstüt—

zen" ließe jedenfalls eine solche Inhaltsbestimmung nicht ausge-

schlossen erscheinen (vgl dazu Mehrtens, ZSR 1976, 199, 200 ff;

Sendler, Krankenversicherung 1982, 107, 116). Ebenso wäre denk-

bar, bereits aus dem Gesetzeswortlaut zu schließen, daß unter

"Unterstützungs"-Aufgaben nur diejenigen zu verstehen sind, die

auch objektiv als solche zu sehen sind. Bei dieser Sicht wäre

eine Kasse zB dann nicht unterstützungsbedürftig, wenn sie selbst

die betreffenden Maßnahmen getätigt hat (vgl so ausdrücklich für

das Gebiet der elektronischen Datenverarbeitung Brackmann, Hand-

buch der Sozialversicherung, Stand Februar 1982, S 360d; vgl

ferner LSG Rheinland-Pfalz, Breithaupt 1981, 759, 762). Diese

Frage kann jedoch dahingestellt bleiben, weil die Entwicklung und

der Betrieb von Einrichtungen 18 des % 41üe Satz 2 Buchst b BVD

über die Unterstützung hinaus die "Abstimmung mit den Mitglieds-
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kassen" erfordert. Entgegen der vom LSG vertretenen Ansicht ist

eine solche "Abstimmung" nicht schon deshalb nicht erforderlich,

weil die Vertreterversammlung des Beklagten die Errichtung des

Rechenzentrums schon eineinhalb Jahre vor dem Inkrafttreten der

Neufassung des % 41Ue RVO beschlossen hatte. Denn bereits die

Worte "in Abstimmung mit den Mitgliedskassen" lassen erkennen,

daß die Landesverbände Rechenzentren nicht ohne Berücksichtigung

der Interessen der Mitgliedskassen betreiben dürfen. Wenn aber

— unabhängig vom vorherigen Rechtszustand — seit dem 1. Januar

1981 Rechenzentren nur unter derart eingeengten Voraussetzungen

betrieben werden dürfen, so hat das zur Folge, daß ein Rechen-

zentrum, das ohne Berücksichtigung dieser Voraussetzung begründet

worden ist, nunmehr einer derartigen Abstimmung bedarf. Das gilt

nicht zuletzt deshalb, weil nach % 414e Satz 2 Buchst h RVO eine

Abstimmung nicht nur hinsichtlich der (einmaligen) Errichtung,

sondern gerade hinsichtlich des (fortlaufenden) "Betriebes" der-

artiger Rechenzentren erforderlich ist.

Es ist umstritten, wie der Begriff "Abstimmung" iS des % 414e

Satz 2 Buchst h RVG auszufüllen ist. Er wird einerseits als

bloßer Hinweis auf die Herbeiführung des üblichen verbandlichen

Willensbildungsprozesses — insbesondere die Beschlußfassung in

der Vertreterversammlung — verstanden (Sendler, Krankenversiche-

rung 1982, 107, 110). Ferner ist versucht worden, den Begriff

"Abstimmung" durch Rückgriff auf seine vermeintlich feststehende

Definition in anderen Regelungsbereichen zu gewinnen. Von einer

solchen allgemeingültigen Definition kann aber nicht ausgegangen

werden. Zwar haben, worauf Stähle (Krankenversicherung 1984, 17,
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18) hinweist, Wolf/Bachof (Verwaltungsrecht II, “. Aufl 1976,

5 77 V e 2, S 122), die "Abstimmungs- und Beratungspflichten" iS

des 5 4 Abs 5 und 8 des Bundesraumordungsgesetzes als Beispiele

für die Herbeiführung einer bloß "unverbindlichen" Stellungnahme

angeführt. Bei den vorgenannten Vorschriften handelt es sich aber

um spezielle Regelungen. Schon sprachlich kann "Abstimmung"

gleichermaßen als Oberbegriff für die unterschiedliche Ausprägung

von Beteiligung und Bindung beim Zusammenwirken mehrerer Ent-

scheidungsträger verstanden werden (vgl dazu Braese, Das Gegen-

stromverfahren in der Raumordnung, Schriften zur öffentlichen

Verwaltung, Band 21 -
1982 —‚ S 82 f, 1ü6 ff). Aus diesem Grunde

kann auch aus der Regelung über die Konzertierte Aktion im Ge-

sundheitswesen (% H05a Abs 1 Satz 1 RVG) nichts zur Konkretisie-

rung des Begriffes "Abstimmung" in % A1üe Satz 2 Buchst h RVO

hergeleitet werden (aA Grupp/Piepersberg, Krankenversicherung,

1981, S 1Ü0, 143).

Dementsprechend kann der Begriff "Abstimmung" nur als Ausdruck

der Absicht des Gesetzgebers gewertet werden, den Landesverbänden

den Betrieb eines Rechenzentrums lediglich in einer Weise zu ge—

statten, "die einen Benutzungszwang für die Mitglieder der Ver-

bände ausschließt" (Reimann als Berichterstatter des Vermitt-

lungsausschusses in: Bundestags—Protokolle, 8. Wahlperiode,

230. Sitzung, S 18684 unter A; gleichlautend Jahn als Bericht-

erstatter des Vermittlungsausschusses in: Bundesrat, Bericht über

die “91. Sitzung, 5 3U8 unter D). Soll mithin durch die vorge-

sehene "Abstimmung mit den Mitgliedskassen" ein Benutzungszwang

hinsichtlich des Betriebes eines verbandseigenen Rechenzentrums
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ausgeschlossen werden, so muß jeder Mitgliedskasse überlassen

bleiben, ob und inwieweit sie das Rechenzentrum des Verbandes

benutzen will.

Von dem Umfang der Benutzung hängt auch die Pflicht der Mit-

gliedskassen ab, sich an der Finanzierung des Verbands-Rechen—

zentrums zu beteiligen. Denn wenn zwar die Mitgliedskasse frei

über die Benutzung eines Rechenzentrums des Verbandes entscheiden

kann, aber gleichwohl ein Zwang zur Finanzierung einer nicht be—

nutzten Einrichtung besteht, stellt schon die Finanzierungs-

pflicht selbst einen faktischen Nutzungszwang dar. Denn dadurch

wird mittelbar ein wirtschaftlicher Zwang auf die Mitgliedskasse

ausgeübt, der wegen des Wirtschaftlichkeitsgebotes iS des 5 69

Abs 2 SGB 4 sich wie ein rechtlicher Zwang auswirkt: Wenn die

Mitgliedskasse durch ihre Verbandsbeiträge in jedem Fall den Be-

trieb der verbandseigenen EDV—Anlage mitfinanzieren muß, so sind

alle Ausgaben für eine eigene oder anderweitige Datenverarbeitung

oder für eine sonstige Erledigung dieser Aufgaben unwirtschaft-

lich, soweit die hierdurch erledigten Aufgaben durch das Ver-

bands—Rechenzentrum erledigt werden können. Dies gilt auch dann,

wenn die Mitgliedskasse ihre EDV-unterstützten Aufgaben kosten-

günstiger durch eigene Anlagen erledigen könnte als durch die

Inanspruchnahme des Verbands-Rechenzentrums (vgl dazu Grupp/

Piepersberg aaO). Demgemäß kann die in % 414e Satz 2 Buchst h RVO

getroffene Regelung "in Abstimmung mit den Mitgliedskassen", wenn

mit ihr ein Benutzungszwang vermieden werden soll, nur dahin

verstanden werden, daß Rechenzentren der Verbände nur für die

benutzenden Mitgliedskassen und nur auf deren Kosten betrieben
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werden dürfen. Nur bei dieser Inhaltsbestimmung ist gewährlei-

stet, daß das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowohl

für die einzelnen Kassen als auch für das Verhältnis der Mit-

gliedskassen zu den Kassenverbänden Wirkung entfaltet.

Der Senat verkennt nicht, daß, worauf das LSG hingewiesen hat,

bei dieser Abgrenzung möglicherweise nur kleinere Kassen einem

Verbandsrechenzentrum beitreten oder größere Mitgliedskassen nur

Teile ihrer Datenverarbeitung vom Beklagten ausführen lassen und

daß durch die Ermittlung und gerechte Bewertung der von jeder

einzelnen Kasse in Anspruch genommenen Dienste ein Mehraufwand

entsteht. Denn die Berücksichtigung solcher Umstände für die

Veranlagung zur Umlage würde im Ergebnis den zuvor als unzulässig

beurteilten Benutzungszwang zur Folge haben und darüber hinaus

dem Wirtschaftlichkeitsgebot zuwiderlaufen, dem jede einzelne

Mitgliedskasse unterliegt. Ein Verbandsrechenzentrum kann daher

seine Legitimation nur daraus herleiten, daß es wirtschaftlicher

arbeitet als die Datenverarbeitung durch die einzelnen Mit-

gliedskassen.

Dementsprechend verstößt % 30 Abs 1 und 2 iVm Abs 4 der Satzung

des Beklagten gegen die höherrangige Regelung des % 414e Satz 2

Buchst h RVG. Der Beklagte darf das Rechenzentrum als Unterstüt-

zungseinrichtung nur für die sich beteiligenden Mitgliedskassen

betreiben. Er kann deshalb die hierfür erforderlichen Mittel

nicht über den allgemeinen Verbandsbeitrag (S 30 Abs 1 und 2 der

Satzung) einfordern, sondern nur im Wege einer Umlage für dieje—

nigen Mitglieder, die das Rechenzentrum auch als Unterstützungs-
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einrichtung in Anspruch nehmen. Dies führt dazu, daß der Beklagte

hinsichtlich der durch den Betrieb seines Rechenzentrums entste—

henden Kosten den Einsatz im Rahmen der zugewiesenen Aufgaben

(5 414e Satz 1 BVG) und - jedenfalls soweit hier von Bedeutung —

die Unterstützung gemäß % 41Ue Satz 2 Buchst h) RVO zu trennen

hat. Dabei muß der geforderte Kostenersatz im Verhältnis zur Be—

nutzung des Rechenzentrums des Beklagten durch die einzelnen

Mitgliedskassen stehen. Pauschalierte Abrechnungen kommen nur

insoweit in Betracht, wie eine Differenzierung nicht möglich ist

oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.

Eine derartige Unterscheidung hat der Beklagte in der von der

Klägerin deshalb zutreffend insoweit für rechtswidrig angesehenen

Bestimmung des 5 30 Abs 1 der Satzung nicht getroffen.

Einer Prüfung der von der Klägerin ferner vorgetragenen daten-

übertragungsrechtlichen und datenschutzrechtlichen Gründe be-

durfte es unter diesen Umständen nicht.

Da die Klägerin nach den unangefochtenen Tatsachenfeststellungen

des LSG das Rechenzentrum des Beklagten in geringem Umfang als

Unterstützungseinrichtung benutzt hat, ist sie insoweit lei—

stungspflichtig. Das LSG hat jedoch weder den Umfang der Nutzung

des Rechenzentrums als Unterstützungsaufgabe durch die Klägerin

und die hierauf entfallenden Kostenanteile‚ noch die Art und

Weise der Bemessung des vom Beklagten geforderten Kostenanteils

für die EDV—Anlage festgestellt. Demgemäß kann der Senat über das

Leistungsbegehren der Klägerin nicht abschließend entscheiden.
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Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu

entscheiden haben.
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